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D IE D E B A T T E N U N D die daraus ent­

standenen Dekre te , in denen wäh­

rend des Zweiten Vatikanischen Kon­

zils (1962­1965) um eine Deutung des 
von Johannes XXIII . geforderten Ag­

giornamento gerungen wurde, bleiben 
bis heute für die Kirche und ihre Glie­

der eine grundlegende Herausforde­

rung. Das umfangreiche theologische 
Werk von Edward Schillebeeckx OP 
läßt sich als eigenständige Antwort auf 
die mit dem Konzil und seinen Be­

schlüssen freigesetzten zeitgemäßen 
Denk­ und Handlungsmöglichkeiten 
verstehen.1 Als Berater der niederlän­

dischen Bischöfe hatte er schon wäh­

rend der Vorbereitungszeit und dann 
während der Konzilsverhandlungen da­

zu einen gewichtigen Beitrag geleistet, 
der eine konsequente und vertiefende 
Weiterführung in seiner Lehr­ und For­

schungstätigkeit nach 1965 und eine dif­

ferenzierte Darstellung in seinem drei­

bändigen Werk zur Christologie (1974, 
1977 und 1989) gefunden hat. 

Edward 
Schillebeeckx 
Im Zentrum der Überlegungen Schille­

beeckx' steht in der Folge die Frage, 
wie der Christ angesichts der Moderne, 
d. h. der mit ihr gegebenen Möglichkei­

ten von Freiheit und Gleichheit und an­

gesichts ihrer Folgeprobleme, den 
christlichen Glauben leben und wie er 
ihn gegenüber jenen Positionen, die 
aus den Prozessen der Moderne heraus 
seine Plausibilität bestreiten, intellek­

tuell redlich verantworten kann. Schil­

lebeeckx schreibt dazu in Christus und 
die Christen: «Der durch die Geschich­

te und in der Geschichte zu sittlichem 
Handeln herausgeforderte Mensch ist 
ja das Subjekt, an das sich die christli­

che Botschaft hier und jetzt richtet. Der 
ethisch herausgeforderte Mensch ist da­

her die Voraussetzung für das Verständ­

nis der christlichen Glaubensverkün­

dung selbst.»­ (S. 640) Schillebeeckx 
zieht daraus die Konsequenz, daß die 
säkulare Welt nicht eine einzuholende 

und deshalb zu relativierende Vorstufe 
für den christlichen Glauben ist, son­

dern eine interprétative Funktion für 
dessen theologisches Selbstverständnis 
hat. 
Zwei Aspekte der Säkularität als Kenn­

zeichen der europäischen Moderne 
hebt Schillebeeckx für seine Auslegung 
des christlichen Glaubens als normativ 
hervor. Erstens bedingen nach seiner 
Meinung die mit Beginn der Neuzeit 
einsetzenden Emanzipationsprozesse 
im Bereich der Wissenschaft, der Ge­

sellschaft und des religiösen Bewußt­

seins der Menschen, daß theologische 
Reflexion sich nur noch als kritische ge­

genüber ihrer Herkunft und gegenüber 
der aktuellen Verfaßtheit der Kirchen 
verstehen kann. Darüber hinaus ver­

langt zweitens die weltweite Verbrei­

tung der technisch­wissenschaftlichen 
Zivilisation und die damit gegebenen 
Interpendenzen die Wahrnehmung uni­

versaler Verantwortung und Solidari­

tät. Damit stellt sich für den Theologen 
die Frage, welchen Beitrag er zur Be­

gründung und Konstituierung einer so­

lidarischen Verantwortung leisten 
kann, die die freie Zustimmung aller zu 
ihrer Voraussetzung hat. 
Neben der kritischen Erinnerung der 
Geschichte des christlichen Denkens 
wird deshalb für Schillebeeckx die dif­

ferenzierte Auseinandersetzung mit je­

nen geschichtlichen Bewegungen, die 
sich der größeren Freiheit der Men­

schen verpflichtet wissen, zu einem un­

verzichtbaren Element, das ihn zu im­

mer neuen Denkanstrengungen her­

ausfordert. Erst der «Blick vom ande­

ren her» läßt die theologische Refle­

xion die eigene, christliche Identität 
entdecken. Nikolaus Klein 

1 Anläßlich des 80. Geburtstags von E. Schille­
beeckx am 12. November 1994 findet an der 
Katholischen Universität Nijmegen ein Sympo­
sion «Religie: dynamiek in de cultuur? Howe 
verstaan we?» statt (Auskünfte: Stichting Ed­
ward Schillebeeckx, secretariaat, Postbus 1014, 
NL­6501BA Nijmegen, Tel. 080­23 5943). Vgl. 
Edward Schillebeeckx im Gespräch, hrsg. von 
F. Strazzari. Edition Exodus, Luzern 1994; 
Ph. Kennedy, Edward Schillebeeckx. Die 
Geschichte von der Menschlichkeit Gottes. 
Matthias Grünewald, Mainz 1994. 
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Wie tiefgreifend sind die Veränderungen? 
Ein Rückblick auf die Wahlen in El Salvador 

Am 16. November yor fünf Jahren drang ein Kommando der 
Salvadorianischen Armee auf das Gelände der Zentralameri­
kanischen Universität UCA in San Salvador ein und tötete die 
Jesuiten I. Ellacuría, S. Montes, I. Martin-Baro, A. López, J. 
López y López, J. Ramon Moreno sowie die Köchin E. J. 
Ramos und deren Tochter C. M. Ramos. Am 30. November 
1994 läuft das Mandat der ONUSAL zur Überwachung des 
Friedensprozesses in El Salvador ab. Der nachfolgende Bei­
trag blickt auf die Wahlen von Marz und April 1994 zurück und 
fragt nach deren Auswirkungen. (Red.) 

Am 20. Marz 1994 wurden in El Salvador ein neuer Präsident, 
84 Abgeordnete der Nationalversammlung, 262 Bürgermeiser 
und 20 Abgeordnete für das zentralamerikanische Parlament 
gewählt. Die Wahlbeteiligung lag bei 53 Prozent. Bei den 
Präsidentschaftswahlen erreicht der Kandidat der regierenden 
ARENA-Partei Armando Calderón Sol 49 Prozent; auf den 
Kandidaten der Linkskoalition (zusammengesetzt aus der zur 
politischen Partei umgewandelten ehemaligen Guerilla 
FMLN, der Convergencia Democrática und dem Movimiento 
Nacional Revolucionario) Rubén Zamora entfielen 24,9 Pro­
zent; die christdemokratische Partei (PDC) erreichte mit ih­
rem Kandidaten Fidel Chávez Mena 16,4 Prozent. Auf die 
Kandidaten von drei weiteren Parteien entfielen 9,7 Prozent. 
Da keiner der Kandidaten die erforderliche absolute Mehrheit 
erreichte, war eine Stichwahl zwischen Armando Calderón Sol 
und Rubén Zamora am 24. April notwendig. Die Wahlbeteili­
gung bei dieser Stichwahl lag bei 46 Prozent. Calderón Sol 
wurde dabei erwartungsgemäß mit einer Mehrheit von 68 Pro­
zent für fünf Jahre zum Präsidenten von El Salvador gewählt. 
In den Wahlen zur Nationalversammlung entfielen auf die 
ARENA 39 Abgeordnete, 21 auf die FMLN, 18 auf die Christ­
demokraten, 4 auf die PCN (Partido de Conciliación Nacional) 
und jeweils einer auf die Convergencia Democrática und den 
Movimiento Unidad. Damit verfügt die ARENA zusammen 
mit den Stimmen der der Armee nahestehenden PCN über 
eine absolute Mehrheit im Parlament. Allerdings ist für eine 
Reihe von Abstimmungen eine Zweidrittelmehrheit erforder­
lich, so daß die Regierung auf eine Konzertation mit der 
Opposition angewiesen ist. Bei den Bürgermeisterwahlen er­
gab sich landesweit folgendes Ergebnis: ARENA 211, PDC 29, 
FMLN 14, PCN 8. Die Dominanz der ARENA in den Gemein­
den erklärt sich dadurch, daß bei den Bürgermeisterwahlen 
eine einfache Mehrheit zur Wahl ausreichte; dazu kam, daß 
die Linkskoalition in vielen Fällen mit mehreren Kandidaten 
antrat. 

Ungelmäßigkeiten im Wahlablauf 
Die Bedeutung dieser Wahlen wurde im In- und Ausland sehr 
hoch angesetzt. Von «historischen Wahlen» und den «Wahlen 
des Jahrhunderts» war die Rede. Bedeutend waren diese Wah­
len ohne Zweifel insofern, als es sich um die ersten Wahlen seit 
der Unterzeichnung der Friedensverträge im Januar 1992 und 
der Beendigung des elfjährigen Bürgerkrieges in dem klein­
sten zentralamerikanischen Land handelte. Die frühere Gue­
rilla FMLN hatte sich als politische Partei konstituiert, und 
zum erstenmal in der Geschichte des Landes war bei Wahlen 
das gesamte politische Spektrum vertreten. Wegen jeweils 
unterschiedlich langer Legislaturperioden fallen die verschie­
denen Urnengänge nur alle 15 Jahre so zusammen wie in 
diesem Jahr. Doch eine angemessene Beurteilung der Bedeu­
tung dieser Wahlen ist nur im Kontext des Gesamtprozesses 
möglich, der durch die Friedensverträge eingeleitet wurde, der 
aber nicht abgeschlossen und in verschiedenen Bereichen wei­
terhin in Gefahr ist. 

El Salvador kennt eine lange Tradition von Wahlbetrug und 
Wahlfälschungen. Seit 1932 wurde das Land von Militärdikta­
turen regiert, die sich durch Wahlen einen demokratischen 
Anstrich zu geben versuchten. Am augenfälligsten war der 
Wahlbetrug bei den Wahlen im Jahr 1972. Als das von den 
Christdemokraten angeführte Wahlbündnis UNO (Unión Na­
cional Opositora) die Wahlen gegenüber der Regimepartei 
PCN (Partido de Conciliación Nacional) zu gewinnen «droh­
te» und bei einer Fernsehübertragung entsprechende Zahlen 
auf einer Schiefertafel notiert wurden, ging plötzlich das Licht 
im Fernsehstudio aus, und am nächsten Tag wurde General 
Molina von der PCN zum Wahlsieger erklärt. 
Diese negative Tradition mag ein wichtiger Grund für die 
niedrige Wahlbeteiligung sein. So ergab eine Umfrage des 
Meinungsforschungsinstituts der Zentralamerikanischen Uni­
versität (UCA) Anfang Februar, daß 38 Prozent der Befragten 
die «Sauberkeit der Wahlen» schon im voraus in Zweifel zo­
gen. Die Hälfte der Befragten» zeigten kein oder wenig Inter­
esse an den Wahlen; nur 23 Prozent waren sehr interessiert. 
Dieses Desinteresse spiegelte sich dann ziemlich genau im 
Anteil der NichtWähler wider. 36 Prozent der Befragten stell­
ten überhaupt in Frage, ob es in El Salvador eine Demokratie 
gibt.1 

Wie stand es also um die «Sauberkeit» der «Wahlen des Jahr­
hunderts»? Es mochte scheinen, daß mit mehr als 3000 inter­
nationalen Wahlbeobachtern - darunter 900 offizielle Wahlbe­
obachter der Vereinten Nationen - einem Wahlbetrug zumin­
dest an den Urnen und bei der Stimmauszählung vorgebaut 
war. Doch der Rektor der Nationalen Universität Fabio Castil­
lo wies in einem offenen Brief an die Wahlbeobachter darauf 
hin, daß der demokratische Charakter von Wahlen sich nicht 
nur an den Wahlurnen entscheidet und daß es unmöglich sei, 
sich in wenigen Tagen ein Bild über die Lage der Demokratie 
in El Salvador zu machen. Als Beispiele dafür erwähnte er den 
hohen Grad von Analphabetismus sowie die Drohung von 
Unternehmern gegenüber ihren Arbeitern, daß die Betriebe 
im Fall eines Wahlsieges der Linken geschlossen und sie damit 
ihre Arbeitsplätze verlieren würden.2 

Die gravierendste Einschränkung des Wahlrechts lag bereits im Vor­
feld der Wahlen: von insgesamt 2,7 Millionen Wahlberechtigten er­
hielten 340 000 keinen Wahlausweis und konnten damit auch nicht zur 
Wahl gehen. Insbesondere der Wahlgang am 20. Marz war von einer 
Serie von Unregelmäßigkeiten und Mängeln gekennzeichnet, die in 
den meisten Fällen die ARENA-Partei begünstigten: Eine Reihe von 
Wahllokalen öffneten aus technischen Gründen verspätet; an mehre­
ren Orten standen bei Schließung der Lokale Wähler noch Schlange, 
so daß sie ihre Stimme nicht mehr abgeben konnten. Ein weiteres, 
verbreitetes Problem war daß Namen von Wählern nicht in den Wahl­
listen auftauchten, obwohl sie einen gültigen Wahlausweis hatten. 
Auf etlichen Wahllisten erschienen Namen von Verstorbenen. Ande­
re konnten ihre Stimme nicht abgeben, weil unter ihrem Namen 
mysteriöserweise schon gewählt worden war. Insgesamt wird die Zahl 
derjenigen, die in die Wahllokale gingen, aber nicht wählen konnten, 
auf mindestens 25 000 geschätzt. Mangelhaft organisiert war auch der 
öffentliche Transport zu den Wahllokalen. 
Diese Mängel sind größtenteils dem «Obersten Wahlgericht» 
anzulasten, das sowohl mit der Organisation als auch der Aus­
zählung der Wahlen beauftragt war, und sich gründlich über­
fordert zeigte. So zog sich die Auszählung der Stimmen über 
mehr als zwei Wochen nach dem Wahlgang vom 20. Marz hin. 
Die Summe dieser Schwierigkeiten und Unregelmäßigkeiten 
bilden einen gewichtigen Faktor für die noch geringere Beteili­
gung beim Wahlgang vom 24. April. 
1 Vgl. Proceso 14 (1994), Nr. 601. 
2 Vgl. El Diario Latino vom 23. April 1994. 
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Insgesamt wurden die Wahlen trotz der genannten Mängel von 
den UNO-Beobachtern als unter technischer Rücksicht «ak­
zeptabel» bezeichnet. Zu einer ähnlichen Beurteilung kam ein 
Leitartikel der «New York Times» vom 23. Marz, verbunden 
mit der Sorge, ob eine zukünftige ARENA-Regierung es noch 
ernst nähme mit der Erfüllung der Friedensverträge insge­
samt. Von einem Wahlbetrug im Stil der 70er Jahre konnte 
nicht die Rede sein. 

Polarisierung im Wahlkampf 
Der Wahlkampf war insgesamt von einer wachsenden Polari­
sierung gekennzeichnet, die in der Endphase zu verschiedent-
lichen gewalttätigen Ausschreitungen führte. Im Widerspruch 
zu den von allen Parteien unterzeichneten Fairness-Abkom-
men ließ die ARENA-Partei keine Gelegenheit aus, die Links­
koalition mit Gewalt und Terrorismus in Verbindung zu brin­
gen. Dabei wurde immer noch der im Bürgerkrieg von der 
Armee für die Guerilla geprägte Ausdruck von den «delin­
cuentes terroristas» verwendet. Hier wurde deutlich, daß die 
Wunden, die der Krieg aufgerissen hat, noch nicht verheilt 
sind. Die Polarisierung des Krieges übertrug sich auf die politi­
sche Polarisierung zwischen Links und Rechts; der Wahlkampf 
erschien mitunter wie eine Fortführung des Krieges mit politi­
schen Mitteln. Diese Polarisierung schlug sich besonders auf 
das Wahlergebnis der Christdemokratischen Partei nieder, die 
als politisches Zentrum auf einen schwachen dritten Platz zu­
rückfiel. 
Der Wahlkampf wurde vor allem seitens der ARENA mit 
einem enormen materiellen Aufwand geführt. Dabei ist in 
Betracht zu ziehen, daß sowohl die auflagenstärksten Tages­
zeitungen als auch das Fernsehen in Händen der politischen 
Rechten sind. Von einer Chancengleichheit in der Berichter­
stattung in den Medien konnte keine Rede sein. Von einem 
nordamerikanischen Institut wurde berechnet, daß die ARE­
NA fünfmal mehr Werbespots im Fernsehen ausstrahlte als die 
Linkskoalition. Was die Meinungsfreiheit betrifft, so wurde 
der scheidende Präsident Alfredo Cristiani darauf in einem 
Interview mit dem Fernsehsender CNN am Tag vor dem ersten 
Wahlgang angesprochen. Er konterte mit der rhetorischen 
Aufforderung, man solle ihm ein einziges Beispiel von Be­
schneidung der Meinungsfreiheit in El Salvador nennen. 
Der Interviewer hätte aus den Wochen des Wahlkampfes folgendes 
Beispiel nennen können. Das Zentrum Monseñor Romero der Zen­
tralamerikanischen Universität plante seit Beginn dieses Jahres ver­
schiedene Aktivitäten zur Feier des 14. Todestages von Erzbischof 
Romero am 24. Marz. Raúl Julia, der Darsteller von Erzbischof 
Romero in dem bekannten Film, kam als Wahlbeobachter einer nord­
amerikanischen Stiftung nach El Salvador. Er brachte eine 35-mm-
Kopie des Films zur Vorführung in einem Kinosaal mit. Bis jetzt hatte 
dieser Film in El Salvador nicht gezeigt werden dürfen. Bei dem 
Versuch, zur Vorführung des Films einen Kinosaal zu mieten, wurde 
einem Vertreter der UCA von den entsprechenden amtlichen Instan­
zen beschieden, dieser Film stehe unter Zensur. Die Meinungsfreiheit 
scheint in El Salvador immer noch dort zu enden, wo für das Militär 
und die extreme Rechte unbequeme Wahrheiten zur Sprache kom­
men. Auf diesem Hintergrund wirkt es wie schlechte Ironie, daß auf 
Betreiben der ARENA die durch die Friedensverträge eingesetzte 
Unterkommission von COPAZ (Kommission zur Überwachung der 
Erfüllung der Friedensverträge) für die Sicherung der Meinungsfrei­
heit am 1. Marz mit der Begründung aufgelöst wurde, die.Meinungs­
freiheit in El Salvador sei garantiert und bedürfe keiner Überwa­
chung. 

Knapp vier Wochen vor den Wahlen wurde am 24. Februar 
1994 von Unbekannten ein Anschlag auf das Fahrzeug von 
Nidia Díaz, einer der bekanntesten Führerinnen der ehemali­
gen Guerilla, verübt. Sie überlebte diesen Anschlag nur des­
wegen, weil sie zu diesem Zeitpunkt nicht in dem mit getönten 
Scheiben versehenen Fahrzeug unterwegs war. Der Fahrer 
wurde schwer verletzt. Dies war der Abschluß einer ganzen 
Serie von Anschlägen, denen in den Monaten vor den Wahlen 
fünf bekannte Vertreter der FMLN zum Opfer fielen. 

Bemerkenswert war eine Stellungnahme von Erzbischof Artu­
ro Rivera y Damas in seiner Sonnt.agspredigt zwei Wochen vor 
den Wahlen. Rivera appellierte an das Gewissen der Wähler 
und gab zu bedenken, daß die Wahlentscheidung im Blick auf 
die Zukunft zu treffen sei. Mit einem Wortspiel (das Wort 
arena bedeutet im Spanischen Sand) und mit Bezug auf das 
Gleichnis des Evangeliums vom Haus, das auf Sand bzw. Fels 
gebaut ist, fuhr er fort: «Aber die Zukunft, die wir wünschen, 
kann nicht gestaltet werden, wenn schwache Fundamente ge­
legt werden oder wenn dieses nicht auf den festen Fels der 
Werte gebaut wird, die das gesunde Zusammenleben der Bür­
ger garantieren.» 
Er insistierte auf der Erfüllung der Friedensverträge, die auch 
eine Umsetzung der Empfehlungen der sogenannten Wahrheits­
kommission einfordern. Im Bericht der Wahrheitskommission 
wurde zum erstenmal öffentlich der Gründer der ARENA-
Partei, der im Jahre 1992 verstorbene Roberto DAubuisson, 
als Anstifter des Mordes an Erzbischof Romero genannt. Auf 
diesem Hintergrund formulierte Erzbischof Rivera y Damas 
die rhetorische Frage: «Wie kann man im Blick auf die Zu­
kunft wählen, wenn man darüber hinweggeht, wer die Mörder 
von Monseñor Romero sind, und wer das Komplott gegen das 
Leben organisierte und den Befehl gab, ihn zu töten?» Der 
Erzbischof sagte damit nichts anderes, als daß es aus einem 
christlichen Gewissen heraus nicht möglich ist, für die ARE­
NA-Partei zu stimmen. Sein etwas resignierter Kommentar im 
Anschluß an die Wahlen lautete denn, das Volk habe mehr mit 
dem Bauch als mit dem Kopf abgestimmt. 

Die Wahlen im Kontext der Friedensverträge 
Die Wahlen vom Marz und April 1994 sind außerdem im 
Kontext der Friedensverträge von Chapultepec/Mexiko (16. 
Januar 1992) zu sehen, mit denen der elfjährige Bürgerkrieg in 
El Salvador beendet wurde. Denn das Ziel des Friedenspro­
zesses war nicht nur die Beendigung des bewaffneten Konflikts 
- dieses Ziel wurde im wesentlichen erreicht - , sondern auch 
die Entmilitarisierung und eine Demokratisierung des Landes, 
verbunden mit der Beachtung der Menschenrechte und einer 
wirklichen nationalen Versöhnung. 
In einem Interview vom Februar 1993 äußerte sich Rubén 
Zamora noch verhältnismäßig optimistisch über die Umset­
zung der Verträge.3 Allerdings folgte kurz darauf möglicher­
weise ein entscheidender Rückschlag. Am 16. Marz 1992 veröf­
fentlichte die durch die Friedensverträge eingesetzte «Wahr­
heitskommission» ihren lange erwarteten Bericht mit der Auf­
klärung der schlimmsten Menschenrechtsverletzungen aus 
den Jahren des Bürgerkriegs.4 Aufgrund Tausender von Zeu­
genaussagen wurde hier dokumentiert, daß für den größten 
Teil der Verbrechen gegen die Menschlichkeit in El Salvador 
die Armee und die mit ihr verbundenen Todesschwadronen 
verantwortlich sind. Doch der Bericht blieb nicht bei allgemei­
nen Feststellungen, sondern er nannte auch die Namen der 
Täter und Drahtzieher. So wurde im Fall der Ermordung der 
sechs Jesuiten und der beiden Frauen in der UCA im Novem­
ber 1989 nachgewiesen, daß dieser Befehl vom damaligen 
Oberst und späteren General und Verteidigungsminister René 
Emilio Ponce ausging, der sich für diese Entscheidung mit 
anderen Offizieren der Armeeführung versammelt hatte.5 

Darüber hinaus forderte der Bericht auch eine Neubesetzung 

3 Vgl. El Salvador auf dem Weg zu Frieden und Demokratie, in: Orientie­
rung 57 (1993) S. 62-65. 
4 Der Bericht der Wahrheitskommission ist abgedruckt in: Estudios Cen­
troamericanos 48 (1993) S. 159-326. 
5 Zum Fall der Ermordung der Jesuiten und der beiden Frauen vgl. die 
bisher umfassendste Darstellung von: M. Doggett, Death foretold. The 
Jesuit Murders in El Salvador. Georgetown University Press, Washington 
D.C, 1993. Im Marz 1994 erschien eine spanische Fassung, erweitert um ein 
den Zeitraum von Marz bis Juli 1993 umfassendes Postskriptum: Una 
muerte anunciada. El asesinato de los jesuítas en El Salvador. UCA Edito­
res, San Salvador 1994. 
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des Obersten Gerichtshofes und einschneidende Reformen 
des Justizsystems. Noch eindringlicher wurde die Notwendig­
keit unterstrichen, die Strukturen der Todesschwadronen mit 
ihren Verbindungen in die Privatwirtschaft zu untersuchen. 
Der Generalsekretär der Vereinten Nationen, Boutros Bou­
tros Ghali, der die Kommission eingesetzt hatte, unterstrich 
damals.die Bedeutung dieses Berichts: «Die Schrift sagt, daß 
uns die Wahrheit befreit. Die Salvadorianer können die Ver­
gangenheit nur hinter sich lassen, wenn die Wahrheit über die 
Vergangenheit ans Licht gekommen ist.» Doch bei den Betrof­
fenen waren die Wirkungen gegenteiliger Natur. General Pon­
ce erklärte im Fernsehen am 25. Marz 1993: «Mit der Hand auf 
der Bibel können Sie versichert und überzeugt sein, daß Gene­
ral Ponce in keinem Augenblick den Befehl gegeben hat, die 
Jesuiten zu ermorden.» Der Präsident des Obersten Gerichts­
hofes, Mauricio Gutiérrez Castro, kommentierte, die Bildung 
der Wahrheitskommission sei nicht nur ein Irrtum, sondern, 
auch eine Dummheit gewesen. Darüber hinaus versicherte er, 
nur Gott könne ihn von seinem Posten entfernen. Sowohl die 
ARENA-Partei als auch die Regierung und die Armee mach­
ten deutlich, daß sie die Forderungen der Wahrheitskommis­
sion nicht erfüllen werden. Mit einer Generalamnestie, die am 
20. Marz 1993 im Eilverfahren unter dem verlogenen Namen 
«Gesetz der nationalen Versöhnung» im Parlament verab­
schiedet wurde, kehrte man die Vergangenheit und damit auch 
die Chance zu einer wirklichen Versöhnung unter den Tep­
pich. 
Seither wurde die Erfüllung der Friedensverträge verschleppt 
und verzögert. Nicht nur die Empfehlungen der Wahrheits­
kommission blieben unerfüllt, sondern auch die Landzutei­
lung an ehemalige Kämpfer beider Seiten machte kaum Fort­
schritte. Die landesweite Einsetzung einer neuen nationalen 
zivilen Polizei (PNC), die die alten «Sicherheitsorgane» erset­
zen soll, wird nicht in dem vorgesehenen Zeitrahmen abge­
schlossen werden. Darüber hinaus wurden im Widerspruch zu 
den Abmachungen Mitglieder alter Truppen in die neue Poli­
zei eingeschleust. Die Justizreform wurde noch nicht einmal in 
Angriff genommen. Auch wenn sie in den Hintergrund getre­
ten ist, so hat innerhalb der Armee immer noch die berüchtigte 
Offiziersklasse «Tandona» das Sagen. Der UNO-Generalse­
kretär brachte in einem Brief zwischen den beiden Wahlgän­
gen an die Regierung seine Besorgnis über die Stagnation in 
der Erfüllung der Friedensverträge zum Ausdruck. Pessimi­
sten deuteten diese Verzögerungen als Vorbereitung dafür, 
daß sich die neue Regierung überhaupt von den Friedensver­
trägen distanzieren wird. 
Ein Indikator für die Situation El Salvadors sind die Statistiken über 
die Verletzungen der Menschenrechte. Auch nach der Beendigung 
des Krieges werden die Menschenrechte nach wie vor verletzt. Beäng­
stigend zugenommen hat die allgemeine Kriminalität. Doch vieles 
deutet darauf hin, daß politische Morde und Morde der Todesschwa­
dronen unter dem DeckmantelUer «dêlincuenciFcivil» versteckt wer-
den. Zurückgegangen ist nur die Zahl der Entführungen. Für das Jahr 
1993 zählte das Menschenrechtsinstitut der UCA 1217 Morde.6 Die 
Hälfte davon dürfte auf das Konto der Todesschwadronen gehen. Im 
vergangenen November wurde zwar eine gemischte Kommission zur 
Untersuchung der Todesschwadronen eingesetzt, doch deren Mandat 
umfaßt nur den Zeitraum nach der Generalamnestie vom 20. Marz 
1993. Ein skandalöses Licht auf den Umgang der Regierung mit einer 
Kontrolle der Menschenrechte war Anfang dieses Jahres die Verwei­
gerung der Einreise nach El Salvador für Pedro Nikken, den von der 
UNO bestellten unabhängigen Berichterstatter für die Menschen­
rechte in El Salvador. 
Rubén Zamora verglich die Umsetzung der Friedensverträge einmal 
mit einer Antibiotika-Behandlung; als die gefährlichsten Krankheits­
erreger in der salvadorianischen Gesellschaft bezeichnete er die To­
desschwadronen. Eine Bedingung für eine Heilung in einer solchen 
Behandlung ist, daß die Medikamente konsequent in dem vorge­
schriebenen Zeitraum eingenommen werden. Die Nichterfüllung der 
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Verträge nach der Veröffentlichung des Berichts der Wahrheitskom­
mission ist in diesem Bild gleichbedeutend mit einem Abbruch der 
Behandlung nach der Hälfte der vorgeschriebenen Zeit. Die Folge ist, 
daß die Krankheitserreger aktiv bleiben und weiterexistieren. Viel­
leicht wird es sich in einem größeren Zusammenhang gesehen einmal 
als das verhängnisvollste Versäumnis ausnehmen, daß die Frage der 
Todesschwadronen in El Salvador nicht von ihren Wurzeln her ange­
gangen wurde. 

Die Schatten der Vergangenheit 
Nimmt man diese komplexen Hintergründe zur Kenntnis, so 
erweist sich eine eindeutige Beurteilung der Wahlen als 
schwierig. Positiv kann gesehen werden, daß die Wahlen selbst 
friedlich und im eingeschränkten Sinn «akzeptabel» verlaufen 
sind. Die Linkskoalition hat aus dem Stand in der Nationalver­
sammlung mit einem Viertel der Sitze eine beachtliche Vertre­
tung erreicht. Damit kommt erstmals auch im Parlament das 
reale mit dem legalen politischen Spektrum überein. Die not­
wendig gewordene Stichwahl des Präsidenten hat die All­
machtsansprüche der A R E N A eingeschränkt und wurde von 
ihr als eine Niederlage empfunden. Inoffiziell war von finan­
ziellen Angeboten und sogar vom «Angebot» eines zusätzli­
chen Abgeordnetenmandats für den Fall die Rede, daß die 
Linkskoalition auf einen zweiten Wahlgang verzichtet. 
Doch angesichts der Geschichte der ARENA-Partei und auch 
angesichts des gewählten Präsidenten Armando Calderón Sol, 
der dem rechten Flügel der Partei zugerechnet und in kürzlich 
veröffentlichten Geheimdokumenten der US-Regierung mit 
den Todesschwadronen in Verbindung gebracht wurde, stellte 
sich als die schwierigste Frage nach den Wahlen, warum eine 
Mehrheit der Wählenden für die Partei ihrer Ausbeuter, Un­
terdrücker und Folterer gestimmt hat. 
t> Trotz der Beendigung des Krieges herrscht in El Salvador vor 
allem bei den Menschen auf dem Land immer noch ein Klima der 
Angst. Diese Angst wurde im Wahlkampf von der ARENA propa­
gandistisch geschürt und instrumentalisiert. Es wurde der Eindruck 
erweckt, daß bei einem Wahlsieg der Linken der Krieg wiederkehren 
würde. Man drohte mit «kubanischen Verhältnissen» und wie bereits 
erwähnt mit einem Verlust des Arbeitsplatzes. Bei der prekären Le­
benssituation der Mehrheit der Salvadorianer verfehlen solche Dro­
hungen nicht ihre Wirkung. 
t> Ein zweiter Grund mag die verbreitete politische Ignoranz sein. 
Wie läuft der Prozeß einer politischen Willensbildung bei einer An­
alphabetenrate von über 45 Prozent ab? Auch wenn dieses Hindernis 
wegfallen würde, so bleibt immer noch die miserable und rechtslastige 
Berichterstattung der Medien. Darüber hinaus läßt der tägliche Über­
lebenskampf den Salvadorianern überhaupt wenig Zeit für politische. 
Meinungsbildung. Fragte man die Menschen auf dem Land nach den 
Wahlen und den Politikern, so lauteten die Antworten häufig: «Ich 
muß arbeiten, um zu essen, und die Politiker werden mir nichts zu 
essen geben», oder: «Mir ist es gleich, welche Regierung kommt, sie 
sind doch alle gleich: sie reicher und wir ärmer.» 

-1>—Sehließlieh-gibt-es-bei-den-salvadorianisehen-Gampesinos ein fast 
instinktives Bedürfnis nach Stabilität. Die Antwort auf die Frage, wie 
es geht, lautet gewöhnlich: «tranquilo» - ruhig. Alles, was diesen 
«ruhigen» Zustand stört, wird als Bedrohung empfunden - und ist es 
bei den prekären Existenzverhältnissen in der Regel auch. Auch die 
Möglichkeit eines Regierungswechsels mag in diesem Sinn als eine 
Störung des Status quo empfunden werden. Vielleicht steht damit im 
Zusammenhang ein untergründiges Bedürfnis nach einem «starken 
Mann», einem Caudillo, der für Recht"und Ordnung sorgt. Calderón 
Sol mag einem solchen Bild zu einem Teil entsprechen; nur sind das 
Recht und die Ordnung, die er vertritt, eine institutionalisierte Unge­
rechtigkeit, die Überfluß für eine Minderheit und Elend für die große 
Mehrheit bedeutet. In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, 
daß der Bürgerkrieg in erster Linie soziale Ursachen hatte. Diese 
Ursachen sind bis heute nicht beseitigt. 
Zusätzlich ist auch zu erwähnen, daß die Linkskoalition mit 
Rubén Zamora zwar vielleicht personell, nicht aber program­
matisch eine Alternative bieten konnte. Etliche Sympathisan­
ten der Linken waren der Ansicht, für die Koalition käme eine 
Regierungsübernahme zu früh. Vor allem innerhalb der ver-
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schiedenen Untergruppierungen der FMLN machten sich in 
den Monaten vor den Wahlen wieder alte Differenzen mit 
Spaltungstendenzen bemerkbar. So vermittelte die Linke 
schon vor den Wahlen kein überzeugendes Bild von Einheit. 

Welche Zukunft? 
Einige Ereignisse im Anschluß an die Wahlen weckten zudem 
düstere Ahnungen für die Zukunft. Die konstituierende Sit­
zung der neuen Nationalversammlung am 1. Mai verlief teil­
weise chaotisch. Bei der Wahl des Leitungsgremiums der Ver­
sammlung brachen innerhalb der Fraktion der FMLN massive 
Differenzen auf. Die Uneinigkeit und eine mögliche Spaltung 
innerhalb der Opposition würden der Regierung nur in die 
Hände spielen. 
Ein Signal für einen verschärften Konfrontationskurs gegen­
über der katholischen Kirche wurde am 2. Mai mit der Auswei­
sung des spanischen Priesters Angel María Martínez Mendiz-
ábal durch die Regierung gesetzt. Er war Pfarrer in der Land­
gemeinde von Teotepeque und dort den lokalen Parteivertre­
tern der ARENA wegen seines Einsatzes für den Glauben in 
Verbindung mit sozialer Gerechtigkeit schon seit längerem ein 
Dorn im Auge. Der vom Innenministerium angeführte Grund 
für die Ausweisung lautete auf Einmischung eines Ausländers 
in die inneren politischen Angelegenheiten. Konkret wurde 
ihm vorgeworfen, in einer Predigt Wahlwerbung für die 
FMLN betrieben zu haben. María Julia Hernández, Direkto­
rin des Rechtshilfebüros des Erzbistums San Salvador, be­
zeichnete die Ausweisung als willkürlich und im Kontext ande­
rer Drohungen gegen den kirchlichen Rundfunksender und 
Erzbischof Rivera y Damas als Anzeichen für eine neue Ver­
folgung der Kirche. Seit mehr als zehn Jahren ist dies die erste 

Ausweisung eines Priesters aus El Salvador. Schon während 
des Wahlkampfs war zu hören, daß die neue Regierung einen 
restriktiveren Umgang mit den Ausländern praktizieren würde. 
Ihrem Regierungsprogramm entsprechend setzt die neue Re­
gierung wirtschaftspolitisch das neoliberale Programm der 
Cristiani-Regierung fort, und die Privatisierung von staatli­
chen Betrieben wie etwa der Fernmeldegesellschaft ANTEL 
wird weiter vorangetrieben.7 Die Rechnung dafür wird, wie 
schon in den vergangenen Jahren, weitgehend die arme Bevöl­
kerungsmehrheit bezahlen, die bisher wenig von der interna­
tionalen Wiederaufbauhilfe oder einer internen «Friedensdivi­
dende» gespürt hat. El Salvador ist auch in den kommenden 
Jahren auf ausländische Hilfe zum Wiederaufbau des durch 
den Krieg zerstörten Landes angewiesen. Doch ähnlich wie 
schon im Fall Nicaraguas reduzieren die USA ihre Hilfe nach 
der Beendigung des Krieges drastisch. Erhielt El Salvador 
1993 noch 230 Millionen Dollar an wirtschaftlicher Hilfe, so 
sind für dieses Jahr nur 94 Millionen Dollar vorgesehen. 
1989 war die Cristiani-Regierung mit dem Versprechen ange­
treten, den Ärmsten unter den Armen Priorität zu geben. 
Doch in Wirklichkeit fielen die Staatsausgaben für Bildung, 
Gesundheit und Sozialhilfe in den vergangenen Jahren dra­
stisch. Auch die neue Regierung wird in erster Linie den 
Großgrundbesitzern und den Kapitaleignern dienen. Es steht 
nicht in Aussicht, daß die Oligarchie nur im geringsten ihre 
ökonomische und politische Macht aus den Händen geben 
wird.8 Martin Maier, Nürnberg 
7 Vgl. El plan de bogierno del nuevo gobierno de ARENA, in: Proceso 14 
(1994), Nr. 608. 
8 Hacia dónde va la transición? in: Estudios Centroamericanos 49 (1994) S. 
708-713. 

Indianische Gesichter Gottes 
«Die Inkulturation des Evangeliums», so definiert das Schluß­
dokument der Lateinamerikanischen Bischofskonferenz von 
Santo Domingo (1992), «ist ein Prozeß, der das Erkennen der 
Werte des Evangeliums voraussetzt, die sich in der gegenwärti­
gen Kultur mehr oder weniger rein erhalten haben, und das 
Erkennen neuer Werte, die mit der Botschaft Christi überein­
stimmen. Mit der Inkulturation wird angestrebt, daß die Ge­
sellschaft das christliche Wesen dieser Werte entdeckt, sie 
achtet und als solche bewahrt. Darüber hinaus zielt sie darauf 
ab, Werte des Evangeliums aufzugreifen, die in der Kultur 
nicht gegenwärtig sind, weil sie verblaßt oder mit der Zeit 
verschwunden sind . . . Der Glaube, der in diesen Kulturen 
lebendig wird, muß deren Irrtümer korrigieren und Synkretis­
men vermeiden ...» (230) Die das Schlußdokument vorberei­
tende Kommission 26 hatte demgegenüber in ihrem Text fol­
gendes Verständnis von Inkulturation formuliert: «In der In­
kulturation, die Nachfolge Jesu (Joh 17,18) und Annahme der 
verunstalteten Welt (LG 8) ist, aktualisiert die Kirche das 
Geheimnis der Inkarnation. Diese Inkulturation ist ein Pro­
zeß, der aus dem Inneren jedes Volkes und jeder Gemein­
schaft heraus in Gang gebracht wird.»1 Und etwas später heißt 
es dann noch zu den Werten der Indigena-Völker: «Diese 
Werte sind die Frucht der Gegenwart des lebenden und wah­
ren Gottes, der sich in seinem geheimnisvollen Wirken auch 
schon vor der Ankunft der ersten Evangelisatoren unter ihnen 
offenbart hat.»2 Dieser Satz fiel der Zensur der Redaktoren 
des Schlußdokuments zum Opfer. 
Die Unterschiede zwischen diesen beiden Auffassungen von Inkultu­
ration sind zu eklatant, als daß sie hier eigens kenntlich gemacht und 
kommentiert werden müßten. Nur handelt es sich hierbei um alles 

andere als um eine bloß theoretische Kontroverse; sondern damit sind 
erhebliche praktische Auswirkungen verbunden. Es ist klar, daß das 
missionarische und pastorale Handeln der Kirche anders ausfällt, je 
nachdem ob davon ausgegangen wird, daß das - kulturlos gedachte -
Evangelium allererst in die fremden Kulturen hineingetragen werden 
muß und zum verbindlichen Maßstab für die dort angetroffenen Wer­
te erhoben wird, oder ob eine Begegnung des christlichen Evange­
liums mit den Erfahrungen und Offenbarungen Gottes, wie sie ande­
ren Kulturen im Laufe ihrer Geschichte zuteil geworden sind und dort 
ihre eigenen Ausdrucksformen gefunden haben, angestrebt wird. 
Welche unseligen Folgen die erste Form der Evangelisation etwa für 
die Völker Lateinamerikas mit sich gebracht hat, ist zumindest von 
Teilen der Kirche3 nicht zuletzt anläßlich des Gedenkens an die vor 
500 Jahren begonnene Eroberung dieses Kontinents reuevoll einge­
standen worden. 

Zum Subjekt der eigenen Evangelisierung werden 
Eine andere Frage ist allerdings, wie die zweite Form von 
Inkulturation und Evangelisierung ansetzen und ausgestaltet 
werden kann. Kann es dabei konsequenterweise ja nicht län­
ger bloß um eine «Christianisierung der Indios» gehen,, son­
dern auch und vor allem umgekehrt um eine «Indianisierung 
des Christentums».4 Das wiederum setzt voraus, daß die In­
dios zum Subjekt ihrer eigenen Evangelisierung werden, daß 
ihnen auch innerhalb der Kirche die Möglichkeit eingeräumt 
wird, von Gott auf indianisch zu sprechen und den Glauben 
entsprechend zu praktizieren. Seit einiger Zeit meldet sich 
eine solche «indianische Theologie», die die spezifische Aneig-

1 Hier zitiert nach L. Weckel, Wie sich Texte ändern ..., in: N. Arntz, 
Hrsg., Retten, was zu retten ist?, Luzern 1993,154-173, hier: 165f. 
2 Ebd., 168. 

3 Die Konferenz von Santo Domingo konnte sich bekanntlich nicht zu 
einem gemeinsamen Schuldbekenntnis entschließen und beließ es im 
Schlußdokument bei einer eher vage gehaltenen Bitte um Verzeihung (vgl. 
248). 
4 Vgl. E. Rosner, Indianische Gottesvorstellungen, in: K. Hilpert/K.-H. 
Ohlig, Hrsg. Der eine Gott in vielen Kulturen, Zürich 1993, 289-314, hier: 
292. 
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